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SITZUNGSVORLAGE 
 
 
Fachbereich: Bauen und Umwelt Datum: 20.12.2019 

Aktenzeichen: 55590-280-04 Vorlage Nr. 2-2172/19/28-138 
 

Beratungsfolge Termin Status Behandlung 

Ortsgemeinderat    öffentlich Entscheidung 

 

Ausbau des Wirtschaftsweges "Auf Hungert","Aufm Steinigen Knipp" und "Aufm Steinberg" 
- Grundsatzbeschluss und Planungsauftrag 
 
Sachverhalt: 
Die Ortsgemeinde beabsichtigt den o.g. Weg auf einer Länge von ca. 1300 m grundhaft zu erneu-
ern. Der Weg ist derzeit lediglich auf einer Länge von ca.  300 m asphaltiert und befindet sich ins-
gesamt in einem sehr schlechten Zustand. Der Weg ist Bestandteil des gemarkungsübergreifen-
den Wegenetzes und ist mit der Priorität II bewertet. Hierdurch kommt eine Förderung (derzeit 
75%) aus EU-Mitteln in Betracht. Die hierfür erforderliche Meldung beim „Dienstleistungszentrum 
Ländlicher Raum“ (DLR) wird von der Verwaltung erstellt und eingereicht. Nach Eingang der Mel-
dung erfolgt eine Ortsbesichtigung des Weges. Hierbei wird festgelegt ob der Weg die Kriterien für 
eine Förderung erfüllt. 
 
Kartenausschnitt geplanter Ausbau 

 
 
Beschluss: 



Vorlage Nr.: 2-2172/19/28-138 Seite 2 von 2 
 

Der Ortsgemeinderat beschließt die Maßnahme vom Grundsatz her durchzuführen.  
Die Verwaltung wird beauftragt die erforderlichen Unterlagen zur Meldung zu erstellen und beim DLR ein-
zureichen. Nach positiver Bewertung des gemeldeten Weges wird Ortsbürgermeister Maus ermächtigt ei-
nen Planungsauftrag gem. HOAI zu vergeben, damit die erforderlichen Unterlagen für den Förderantrag 
erarbeitet werden können.  
 
Nach Eingang des Förderbescheides wird der Ortsbürgermeister weiterhin ermächtigt, die zur Umsetzung 
erforderlichen Planungsleistungen gemäß HOAI zu vergeben und ein Ausschreibungsverfahren durchzufüh-
ren. Die Auftragsvergabe erfolgt dann wieder im Gemeinderat. 
 

 
Finanzielle Auswirkungen: 
Die erforderlichen Haushaltsmittel sind im Haushaltsplan 2020 enthalten. 
 
 
Sonderinteresse/Ruhen des Stimmrechts: 

Es wird auf die Bestimmungen des § 22 Gemeindeordnung hingewiesen. Nach Erkenntnis der 
Verwaltung liegen bei folgenden Personen Ausschließungsgründe vor: 
 
Diese Aufzählung erhebt jedoch keinen Anspruch auf Vollständigkeit, so dass alle Beteiligten ihre 
eigene Prüfung vornehmen sollten. 
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